
HETA ASSET RESOLUTION AG i.A. 

Investoreninformation 

Die HETA ASSET RESOLUTION AG i.A. ("HETA") ist Emittentin verschiedener Schuldverschreibungen, 

die von HETA in den meisten Fällen unter ihrem früheren Firmenwortlaut HYPO ALPE-ADRIA-BANK 

INTERNATIONAL AG ausgegeben wurden. 

 

Durch Bescheide der Finanzmarktaufsichtsbehörde als Abwicklungsbehörde ("FMA") wurden im 

Rahmen der Abwicklung der HETA ASSET RESOLUTION AG i.A. nach dem Bundesgesetz über die 

Sanierung und Abwicklung von Banken (Sanierungs- und Abwicklungsgesetz – BaSAG), BGBl. I Nr. 

98/2014 idgF, die berücksichtigungsfähigen nicht nachrangigen Verbindlichkeiten der HETA 

einschließlich der bis zum 28.02.2015 aufgelaufenen Zinsen (gemeinsam im Folgenden kurz die 

"Berücksichtigungsfähigen nicht nachrangigen Verbindlichkeiten") durch die Anwendung des 

Instruments der Gläubigerbeteiligung zunächst gemäß § 50 Abs 1 Z 1 iVm § 74 Abs 2 Z 4 iVm § 90 Abs 

1 Z 5 BaSAG auf 46,02 % herabgesetzt und in weiterer Folge zweimal, zuletzt mit Vorstellungsbescheid 

vom 13.09.2019, gemäß § 50 Abs 1 Z 1 iVm § 74 Abs 2 Z 4 iVm § 85 iVm § 88 Abs 3 BaSAG iVm § 68 Abs 

2 AVG auf 86,32% aufgewertet.  

Kürzt die Abwicklungsbehörde den Nennwert oder ausstehenden Restbetrag einer Verbindlichkeit im 

Rahmen der Anwendung des Instruments der Gläubigerbeteiligung teilweise oder ganz, gilt die Schuld 

als in Höhe des gekürzten Betrags beglichen (§ 95 Abs 2 Z 1 BaSAG). Nach Rechtsansicht der FMA 

besteht der (gekürzte) Betrag der auf 86,32% herabgesetzten Berücksichtigungsfähigen nicht 

nachrangigen Verbindlichkeiten der HETA als Naturalobligation fort (im Folgenden die 

"Naturalobligationen der berücksichtigungsfähigen nicht nachrangigen Verbindlichkeiten"). Diese sind 

Gegenstand der Liquidationsbeteiligung. 

Erst mit Beschluss der Hauptversammlung gemäß der Bedingungen zur Liquidationsbeteiligung 

werden die Naturalobligationen der berücksichtigungsfähigen nicht nachrangigen Verbindlichkeiten 

von HETA anteilig als rechtsverbindliche Verpflichtung anerkannt, wird anteilig auf den Einwand ihrer 

fehlenden Durchsetzbarkeit verzichtet und die Naturalobligationen der berücksichtigungsfähigen nicht 

nachrangigen Verbindlichkeiten sohin in einen durchsetzbaren Anspruch des jeweiligen Inhabers auf 

anteiligen Erhalt der Liquidationsbeteiligungszahlung umgewandelt. Diese Bestimmung gilt auch für 

den Fall allfälliger Leistungen in Teilbeträgen. In diesem Fall entsteht ein Anspruch ausschließlich in 

Höhe des von der Hauptversammlung beschlossenen Teilbetrags einer 

Liquidationsbeteiligungszahlung. (im Folgenden die "Liquidationsbeteiligungszahlung“ oder 

„Verteilung“). Der Anspruch auf anteilige Liquidationsbeteiligungszahlung wird binnen zwei Wochen 

ab Genehmigung durch die Hauptversammlung fällig.  

Die Liquidationsbeteiligungszahlung ist anteilig auf die Naturalobligationen der 

berücksichtigungsfähigen nicht nachrangigen Verbindlichkeiten zu verteilen. Die 

Liquidationsbeteiligung ist in Summe mit maximal 100% der Berücksichtigungsfähigen nicht 

nachrangigen Verbindlichkeiten nach Berücksichtigung bereits erhaltener Zahlungen, insbesondere 

aus früheren Verteilungen und Zahlungen sowie auf Basis von getroffenen Vergleichen oder sonstigen 

Vereinbarungen, beschränkt. 

 

Die entsprechenden Eckdaten zu ausgewählten Schuldverschreibungen sind der detaillierten 

Übersichtstabelle im Anhang zu entnehmen. 

 

Klagenfurt/Wörthersee, am 07.05.2025 
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